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Lesen Sie in dieser Ausgabe: 

� Vertragsimmanenter Konkurrenzschutz auch für 
Mieter in einem Einkaufszentrum 

– BGH, Urteil vom 26. Februar 2020, Az.: XII ZR 51/19 

� Wer WhatsApp nutzt, muss sich daran 
festhalten lassen! 

– LG Bonn, Urteil vom 31.01.2020, Az.: 17 O 323/19 2019 (noch nicht rechtskräftig) 
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� Vertragsimmanenter Konkur-
renzschutz auch für Mieter in ei-
nem Einkaufszentrum
 
BGH, Urteil vom 26. Februar 2020, Az.: XII ZR 
51/19 

 
Der formularmäßige Ausschluss des Konkurrenz-
schutzes kann neben der Vereinbarung einer Be-
triebspflicht bzw. Sortimentsbindung unwirksam 
sein. 

Die Klägerin schloss mit der Beklagten 
im Jahre 2009 einen Formularmietvertrag für die 
Dauer von zehn Jahren zum Betrieb eines Fast-
Food-Betriebs in einem Einkaufszentrum. Die Par-
teien hatten einerseits eine Betriebspflicht der Be-
klagten mit Sortimentsbindung vereinbart, ande-
rerseits den Ausschluss eines Konkurrenz-, Sorti-
ments- und Branchenschutzes für die Beklagte. 
Die Beklagte kündigte das Mietverhältnis mit 
Schreiben vom 23.12.2016 zum 30.06.2017 auf-
grund Formnichtigkeit. Am 15.05.2017 kündigte sie 
erneut fristlos aus wichtigem Grund, weil sie nach 
dem Vertrag eine Betriebspflicht mit Sortiments-
bindung zu erfüllen hätte, ohne ihrerseits Konkur-
renzschutz zu genießen, und dadurch unangemes-
sen benachteiligt sei. Die Klägerin klagte und 
wollte festgestellt wissen, dass der Vertrag über 
den 30.06.2017 hinaus fortbesteht. 

Der BGH entschied, dass bei einem 
langfristig angelegten Mietverhältnis in einem For-
mularvertrag nicht die Vereinbarung einer Be-
triebspflicht des Mieters mit einer Sortimentsbin-
dung kombiniert und zusätzlich mit einem Aus-
schluss von Konkurrenz- und Sortimentsschutz 
wirksam verbunden werden könne. Gemäß den Re-
gelungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs seien 
Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen („AGB“) unwirksam, wenn sie den Ver-
tragspartner des Verwenders der AGB entgegen 
den Geboten von Treu und Glauben unangemes-
sen benachteiligen. Nach der betreffenden Vor-
schrift sei eine unangemessene Benachteiligung 
im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung 
mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen 
Regelung, von der abgewichen werde, nicht zu ver-
einbaren sei oder wesentliche Rechte oder Pflich-
ten, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben, 
so eingeschränkt werden, dass die Erreichung des 
Vertragszwecks gefährdet sei. 

Die formularmäßige Vereinbarung einer 
Betriebs- und Offenhaltungspflicht ist für sich ge-
nommen nach dieser Vorschrift ebenso wenig un-
wirksam wie allein die formularmäßige Vereinba-
rung, dass der Mieter an ein bestimmtes Sortiment 
gebunden wird oder der Vermieter von einer Ver-
pflichtung zum Konkurrenzschutz freigestellt 
werde. Werden jedoch diese Regelungen in einem 
Formularvertrag kombiniert, liegt eine unangemes-
sene Benachteiligung des Mieters vor. Beim Aus-
schluss des Konkurrenzschutzes handele es sich 
um einen Eingriff in die Hauptleistungspflicht des 
Vermieters. Vertragsimmanenter Konkurrenz-
schutz bestehe grundsätzlich auch in einem Ein-
kaufszentrum. Der Umfang des Konkurrenzschut-
zes richte sich hierbei nach der berechtigten Ver-
kehrserwartung. Die Verletzung eines bestehen-
den Konkurrenzschutzes kann einen Mangel der 
Mietsache bewirken. Hieraus können dem Mieter 
Ansprüche wie Verhinderung bzw. Beseitigung der 
Konkurrenzsituation, Mietminderung bzw. Scha-
densersatz entstehen und ggf. ein Recht auf au-
ßerordentliche Kündigung begründet sein. 

Wird der Konkurrenzschutz als Haupt-
leistungspflicht des Vermieters ausgeschlossen 
und gleichzeitig dem Mieter eine Betriebspflicht 
mit Sortimentsbindung auferlegt, führe dies zu ei-
ner unwirksamen Regelung wegen unangemesse-
ner Benachteiligung des Mieters. Der Mieter könne 
nämlich nicht mehr auf eine mögliche Konkurrenz-
situation durch Anpassung seines Sortiments fle-
xibel reagieren. Das Interesse des Vermieters, in-
nerhalb eines als „Food Court“ gewidmeten Be-
reichs des Einkaufszentrums das Hauptsortiment 
auf Restaurationsbetriebe zu konzentrieren, wiege 
nicht schwerer als das Mieterinteresse, mit seinem 
Untersortiment ein gewisses Alleinstellungsmerk-
mal zu begründen. 
 
Fazit:  
Eine formularmäßige Vereinbarung, in dem der 
Mieter zu einer Betriebspflicht bzw. Sortimenten-
bindung verpflichtet wird und zudem der Konkur-
renzschutz ausgeschlossen wird, ist unwirksam. 
Eine derart schädliche Kombination gilt es bei der 
Vertragserstellung dringend zu vermeiden. 
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� Wer WhatsApp nutzt, muss 
sich daran festhalten lassen! 
 
LG Bonn, Urteil vom 31.01.2020, Az.: 17 O 323/19 
2019 (noch nicht rechtskräftig) 

 
Auch die Kommunikation per WhatsApp-Nach-
richten kann im Rechtsverkehr Wirkung entfalten. 
Begehrt ein Eigentümer (Verkäufer), seine Immobi-
lie zum Zwecke der Begutachtung zu besichtigen, 
und fordert den Hausbesitzer (Käufer) zur Benen-
nung dreier Termine auf, so gibt der Hausbesitzer 
keinen Anlass zur Einleitung gerichtlicher Schritte, 
wenn er alsbald per WhatsApp-Nachricht lediglich 
zwei Tage mit Uhrzeiten benennt, an denen die ge-
wünschte Besichtigung erfolgen kann. Der Absen-
der einer WhatsApp-Nachricht darf sich darauf 
verlassen, dass diese beim Empfänger eingegan-
gen sind und von diesem zur Kenntnis genommen 
wurden, wenn die Nachrichten mit zwei blauen Ha-
ken markiert sind.  

Das Landgericht hatte über folgenden 
Sachverhalt zu entscheiden: Die Verkäufer eines 
bebauten Grundstückes traten vom notariellen 
Kaufvertrag zurück und verlangten vom Käufer die 
Herausgabe des Grundstücks. Zudem forderten sie 
den Käufer unter Fristsetzung zur Benennung von 
drei verbindlichen Terminen für eine Hausbesich-
tigung auf. Einen Tag nach Fristablauf übermittelte 
der Käufer über den Messenger-Dienst WhatsApp 
zwei mögliche Termine. Einige Tage später erho-
ben die Verkäufer den Antrag auf Gewährung eines 
Zutritts- und Besichtigungsrechts im Wege einer 
einstweiligen Verfügung. Die Verkäufer gaben da-
bei an, von der WhatsApp-Nachricht erst im Laufe 
des Verfahrens Kenntnis erlangt zu haben. Der 
Käufer erkannte den Anspruch der Verkäufer im 
Verfahren an, verweigerte jedoch die Kostentra-
gung. Das Landgericht Bonn gab dem Käufer Recht 
und verurteilte die Verkäufer, die Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen. 

Nach Auffassung des Landgerichts war 
eine Kostentragungspflicht des Käufers nicht ge-
geben, da kein Anlass zur Einleitung des einstwei-

ligen Verfügungsverfahrens bestand. Mit Übersen-
dung der WhatsApp-Nachricht und Mitteilung von 
zwei möglichen Terminen sei der Käufer seiner 
Pflicht ausreichend nachgekommen. Ein Anspruch 
der Verkäufer auf Benennung von exakt drei Ter-
minen bestehe nicht. Auch kommt es auf den Zeit-
punkt der Kenntnis von der WhatsApp-Nachricht 
nicht an, so das Landgericht Bonn. Bei einer 
WhatsApp-Nachricht handelt es sich um eine Er-
klärung unter Abwesenden, so dass diese gemäß 
§ 130 BGB mit Zugang wirksam wird. Bei 
WhatsApp-Nachrichten sei dies der Fall, wenn 
diese das Empfangsgerät des Adressaten errei-
chen und dort unter normalen Umständen dauer-
haft und abrufbar gespeichert werden und der 
Empfänger grundsätzlich diesen Kommunikations-
weg eröffnet hätte. Im vorliegenden Fall hätten die 
Parteien den Messenger-Dienst bereits im Vorfeld 
genutzt. Nach Auffassung des Landgerichts Bonn 
oblag es den Verkäufern, diesen Kommunikations-
weg vor Einreichung der Antragsschrift zu kontrol-
lieren. Zudem wies das Gericht in seiner Entschei-
dung darauf hin, dass eine Kenntnis nicht erst, wie 
von den Verkäufern behauptet, mit Schriftsatz des 
Käufers eingetreten sein kann. Auf einem vorher 
datierten Screenshot vom Mobiltelefon des Käu-
fers sei die Nachricht bereits mit zwei blauen Ha-
ken gekennzeichnet gewesen. Dies soll Beweis ge-
nug sein, dass die Nachricht auf dem Endgerät des 
Empfängers eingegangen und auch von diesem ge-
öffnet worden ist. 
 
Fazit:  
Die Entscheidung des Landgerichts Bonn ist nicht 
zu beanstanden. Die Vertragsparteien sollten sich 
immer versichern, dass auf keinem der bisher ver-
wendeten Kommunikationswege eine Erklärung 
eingegangen ist, bevor sie den gerichtlichen Weg 
beschreiten. Will ein Vertragspartner lediglich ei-
nen bestimmten Zugangsweg gelten lassen, so be-
darf es hierfür einer konkreten Regelung. 
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